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Geſetz⸗ Sammlung 
i für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


FF 


(Nr. 5227.) Geſetz, betreffend die Abaͤnderung mehrerer auf das Poſtweſen ſich beziehen⸗ 
den Vorſchriften. Vom 21. Mai 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: g 


H. 1. 


Der nach H. 5. Nr. 3. des Geſetzes uͤber das Poſtweſen vom 5. Juni 
1852. (Geſetz-Sammlung S. 345.) für ungemuͤnztes Gold und Silber, Ju⸗ 
welen und Pretioſen, ſowie der nach Nr. 4. ebendaſelbſt fuͤr Packete bis zu 
zwanzig Pfund beſtehende Poſtzwang wird aufgehoben. 


H. 2. 


N Unverſchloſſene Briefe, welche in verſtegelten, zugenaͤheten, oder ſonſt ver⸗ 

ſchloſſenen Packeten verſandt werden, ſind den verſchloſſenen Briefen gleich zu 
achten und dürfen, mit Ausnahme der in den HH. 7. und 8. des Geſetzes vom 
5. Juni 1852. beſtimmten Faͤlle, nicht auf andere Weiſe als durch die Poſt 
verſandt werden. Im Uebertretungsfalle treffen den Verſender die in den 
$$. 35. und 36., den Beförderer aber, ſofern er den verbotwidrigen Inhalt 
des Packets zu erkennen vermochte, die in den H. 32. und 34. des genannten 
Geſetzes beſtimmten Strafen; doch ſoll es geſtattet ſein, e zugenaͤhe⸗ 
ten, oder ſonſt verſchloſſenen Packeten ſolche unverſchloſſene Briefe, Fakturen, 
Preiskurante, Rechnungen und aͤhnliche Schriftſtuͤcke beizufuͤgen, welche den 
Inhalt des Packets betreffen. 


Jahrgang 1860. (Nr. 5227.) | 30 H. 3. 
Ausgegeben zu Berlin den 15. Juni 1860. 
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H. 3. 


Der Poſtzwang für Zeitungen und Anzeigeblaͤtter (O. 5. Nr. 2. des 
Geſetzes vom 5. Juni 1852.) wird auf Zeitungen politiſchen Inhalts beſchraͤnkt. 


H. 4. 


Es ſteht fortan einem Jeden die Befugniß zu, Gegenſtaͤnde, welche dem 
Poſtzwange nicht unterworfen ſind, gegen Bezahlung mit unterwegs gewech⸗ 
ſelten Transportmitteln oder zwiſchen beſtimmten Orten mit regelmaͤßig feſtge⸗ 
ſetzten Abgangs⸗ oder Ankunftszeiten zu befoͤrdern. 


H. 3. 


Fuͤr die Verbindlichkeit der Eiſenbahngeſellſchaften zum unentgeltlichen 
Transport von Poſtſendungen ($. 36. Nr. 2. des Geſetzes vom 3. November 
1838. Geſetz-Sammlung S. 505.) bleiben Hinſichts der ſeit dem Erlaß des 
Geſetzes vom 5. Juni 1852. bereits Fonzeffionirten und der noch zu konzeſſio⸗ 
nirenden Eiſenbahngeſellſchaften die Beſtimmungen des Geſetzes vom 5. Juni 
1852. über den Umfang des Poſtzwanges maaßgebend. 

Für die desfallſige Verbindlichkeit der bereits vor dem Erlaß des Ge⸗ 
ſetzes vom 5. Juni 1852. konzeſſionirten Eiſenbahngeſellſchaften bewendet es 
bei der Beſtimmung des H. 9. des ebengenannten Geſetzes. 


H. 6. 


Gegenwaͤrtiges Geſetz tritt mit dem 1. September 1860. in Kraft. Der 
Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten iſt mit der Ausfuͤhrung 
deſſelben beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 21. Mai 1860. 

(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fuͤrſt zu Hohenzollern⸗Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 


Simons. v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 
v. Bethmann⸗Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. 


(Nr. 5228.) 


S 
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(Nr. 5228.) Geſetz wegen anderweitiger Einrichtung des Amts⸗ und Zeitungs-Kautions⸗ 
weſens. Vom 21. Mai 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 
e A mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, was 
folgt: 
Se 


Die in Gemaͤßheit der Verordnung vom 11. Februar 1832. wegen Re⸗ 
gulirung des Kautionsweſens fuͤr Staatskaſſen⸗ und Magazin⸗Beamte (Geſetz⸗ 
Sammlung ©. 61.) und der $$. 11. ff. des Geſetzes uͤber die Preſſe vom 
12. Mai 1851. (Geſetz⸗Sammlung S. 273.) dem Staate zu beſtellenden Raus 
tionen find in inlaͤndiſchen Staatspapieren nach dem Nennwerthe zu erlegen. 
Den Kautionsbeſtellern ſteht zwiſchen den verſchiedenen Gattungen von Staats⸗ 
papieren die Wahl frei. Der Zeitpunkt, von welchem ab dieſe Anordnung in 
Kraft zu treten hat, wird durch Koͤnigliche Verordnung beſtimmt werden. 


H. 2 


Die zur Kaution gegebenen Staatspapiere ſind bei denjenigen Kaſſen, 
welche zur Aufbewahrung derſelben von den Verwaltungschefs im Einverſtand⸗ 
niſſe mit dem Finanzminiſter werden beſtimmt werden, unterpfaͤndlich niederzu⸗ 
legen. Den Kautionsbeſtellern werden die Zinsſcheine belaſſen. Bei Ausreichung 
neuer Zinsſcheine werden dieſe von den betreffenden Kaſſen eingezogen und den 
Kautionsbeſtellern ausgehaͤndigt. 


H. 3. 


Iſt zur Verſilberung einer Kaution zu ſchreiten, ſo kann der Kautions⸗ 
beſteller im Aufſichtswege angehalten werden, die noch nicht faͤlligen Zinsſcheine 
herauszugeben. Den Behoͤrden ſteht die Wahl frei, an welcher inlaͤndiſchen 
Boͤrſe die Veraͤußerung zu bewirken iſt. Die Beſtimmung im H. 18. des Ge⸗ 
ſetzes vom 4. Juli 1822. (Geſetz-Sammlung S. 178.) bleibt inſoweit außer 
Anwendung. 


F. 4. 


Die Kautionen (H. 1.) muͤſſen wenigſtens funfzig Thaler betragen, und 
bei höherem Betrage durch funfzig theilbar ſein. 5 


H. 5. 


Hinſichtlich der bis zur Ausfuͤhrung des gegenwärtigen. Geſetzes beſtell⸗ 
Gr. 5228.) 30° Br ten 
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ten Kautionen verbleibt es bei den beſtehenden Vorſchriften mit der Maaßgabe, 
daß aus dem bei der Hauptverwaltung der Staatsſchulden angeſammelten Kau⸗ 
tionsdepoſitum die Ruͤckzahlung bewirkt wird. 


H. 6. 


Wird die Erhöhung ſolcher Kautionen ($. 5.) nach Ausführung des ge⸗ 
genwaͤrtigen Geſetzes erforderlich, ſo tritt die Ruͤckzahlung aus dem Kautions⸗ 
depoſitum ebenfalls ein, und es muß die neue Kaution, in ihrem ganzen Be⸗ 
trage, nach den Vorſchriften des gegenwaͤrtigen Geſetzes beſtellt werden. 


. 0% 


Der bei Ausfuͤhrung des gegenwaͤrtigen Geſetzes zur Verzinſung der in 
baarem Gelde beſtellten Kautionen im Staatshaushalts-Etat ausgeworfene und 
ſo lange als noͤthig auch in die kuͤnftigen Etats zu uͤbernehmende Betrag iſt, 
ſoweit er in Folge der Kautionsruͤckzahlungen ($$. 5. und 6.) erſpart wird, 
alljährlich an die Hauptverwaltung der Staatsſchulden behufs der Verſtaͤrkung 
des Kautionsdepoſitums abzufuͤhren, bis das letztere die zur Deckung der' ge⸗ 
dachten Kautionen erforderliche Summe erreicht haben wird. Nach Eintritt 
dieſes Zeitpunktes find alle in baarem Gelde erlegten Kautionen zuruͤckzuzahlen 
und durch andere nach den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes zu beſtellende 
Kautionen zu erſetzen. Der Finanzminiſter 9 
zur Ausfuͤhrung dieſer Anordnung zu beſtimmen. 


H. 8. 


Die Verordnung vom 11. Februar 1832. (Geſetz- Sammlung S. 61.), 
die HF. 11. ff. des Geſetzes vom 12. Mai 1851. (Geſetz⸗Sammlung S. 273.) 
und die ſonſt über das Amts- und Zeitungs-Kautionsweſen ergangenen Beſtim⸗ 
mungen bleiben, ſoweit ſie in Vorſtehendem nicht aufgehoben oder abgeaͤndert 
ſind, in Kraft. 


ER 
Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Finanzminiſter übertragen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 21. Mai 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Fuͤrſt zu Hohenzollern Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
Simons. v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 
v. Bethmann-Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. 


(Nr. 3229.) 


at den Zeitpunkt und das Naͤhere 
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(Nr. 5229.) Verordnung, betreffend die Beſtimmung des Zeitpunkts, von welchem ab das 
Geſetz wegen anderweitiger Einrichtung des Amts- und Zeitungs-Kautions⸗ 
weſens in Kraft zu treten hat. Vom 21. Mai 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


verordnen, in Gemaͤßheit des H. 1. des Geſetzes vom heutigen Tage wegen 
anderweitiger Einrichtung des Amts- und Zeitungs-Kautionsweſens, auf den 
Antrag des Staatsminiſteriums, was folgt: 


Gall, 


Das Geſetz vom heutigen Tage wegen anderweitiger Einrichtung des 
Amts- und Zeitungs⸗Kautionsweſens tritt vom 1. Juli des laufenden Jahres 
an in Kraft. 


§. 2. 


Der Finanzminiſter wird mit der Ausfuͤhrung dieſer Verordnung beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. . f 
̃ Gegeben Berlin, den 21. Mai 1860. 

(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fuͤr ſt zu Hohenzollern⸗Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 


Simons. v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 
v. Bethmann-Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. 


(Nr. 52295290.) a (Nr. 6230.) 
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(Nr. 5230.) Geſetz, betreffend die Einführung der Konkurs-Ordnung vom 8. Mai 1855. 
(Geſetz- Sammlung S. 321.) und des Geſetzes uͤber die Befugniß der 
Glaͤubiger zur Anfechtung der Rechtshandlungen zahlungsunfaͤhiger Schuld⸗ 
ner außerhalb des Konkurſes vom 9. Mai 1855. (Geſetz- Sammlung 
S. 429.) in die Hohenzollernſchen Lande. Vom 31. Mai 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Guaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


1 mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, was 
folgt: i 


Artikel J. 


Die Konkurs⸗Ordnung vom 8. Mai 1855. (Geſetz-Sammlung ©. 321.) 
und das Geſetz, betreffend die Befugniß der Glaͤubiger zur Anfechtung der 
Rechtshandlungen zahlungsunfaͤhiger Schuldner außerhalb des Konkurſes, vom 
9. Mai 1855. (Geſetz⸗Sammlung S. 429.) treten in den Hohenzollernſchen 
Landen mit dem 1. Oktober 1860. in Kraft. 


Artikel II. 


Mit dieſem Zeitpunkte (Art. I.) werden außer Wirkſamkeit geſetzt: alle 
der Konkurs-Ordnung und dem Geſetz vom 9. Mai 1855. entgegenſtehenden 
Beſtimmungen, ſie moͤgen in allgemeinen Landesgeſetzen und Verordnungen oder 
in provinzialrechtlichen und ſtatutariſchen Vorſchriften enthalten oder durch Ge⸗ 
wohnheitsrecht begruͤndet ſein. 5 
. Dahin gehoͤren namentlich: alle Beſtimmungen des gemeinen Deutſchen 

Rechts uͤber Materien, auf welche die Konkurs-Ordnung und das Geſetz vom 
9. Mai 1855. ſich beziehen, ingleichen die Verordnung uͤber das Gantverfah⸗ 
ren vom 5. Juli 1833. fuͤr das Fuͤrſtenthum Hohenzollern-Sigmaringen, end⸗ 
lich die Beſtimmungen im H. 4. Abſatz 2. des Geſetzes zur Verbeſſerung des 

Unterpfandweſens in den Hohenzollernſchen Landen vom 24. April 1854. 


Artikel III. 
Wo in irgend einem Geſetze auf die hiernach (Art. II.) außer Wirk⸗ 
ſamkeit geſetzten Vorſchriften verwieſen wird, treten die Vorſchriften der Kon⸗ 
kurs⸗Ordnung und des Geſetzes vom 9. Mai 1855. an deren Stelle. 


Ar⸗ 


Artikel IV. 


Wenn ein Konkurs oder Prioritätsverfahren bereits vor dem 1. Okto⸗ 
ber 1860. eröffnet iſt, fo kommen in demſelben die Beſtimmungen der Konkurs⸗ 
Ordnung nicht zur Anwendung, vielmehr iſt das Verfahren lediglich nach den 
bisherigen Vorſchriften fortzuführen und zu beendigen. 


Daſſelbe findet bei nothwendigen Subhaſtationen ſtatt, wenn der Erlaß 
des Subhaſtationspatents vor dem 1. Oktober 1860. verfuͤgt worden il. 


Bei dem Prioritaͤtsverfahren tiber Beſoldungen und andere an die Per⸗ 
ſon des Schuldners gebundene fortlaufende Einkünfte bleiben die bisherigen 
Vorſchriften nur noch fuͤr die Vertheilung der Einkuͤnfte des Jahres 1860. 
in Kraft. 


Artikel V. 


Wird ein Konkurs- oder Prioritaͤtsverfahren erſt am 1. Oktober 1860. 
oder nach dieſem Tage eroͤffnet, ſo treten in demſelben die Beſtimmungen der 
Konkurs⸗Ordnung auch inſofern ein, als es ſich darum handelt, zu entſcheiden, 
ob und welches Vorrecht den ſchon vorher entſtandenen Forderungen gebuͤhrt. 


Artikel VI. 


General- und Spezial: Hypotheken, welche vor dem 1. Oktober 1854. 
erworben und bei Immobilien ſpaͤter nicht eingetragen find, gewähren in den 
Faͤllen, in welchen das Konkurs- oder Privritatsverfahren erſt am 1. Oktober 
1860, oder nach dieſem Tage eroͤffnet wird, keinen Anſpruch auf abgeſonderte 
Befriedigung aus dem Pfande, ſondern nur ein Vorzugsrecht in der gemein⸗ 
ſchaftlichen Maſſe bis auf Hoͤhe desjenigen Betrages, welcher aus dem Pfande 
zur Maſſe gekommen iſt. 


Das Vorzugsrecht beſtimmt ſich nach den bisherigen Vorſchriften, ſo⸗ 
wohl unter dieſen alteren Hypotheken, als unter ihnen und den HH. 73 — 81. 
der Konkurs⸗Ordnung aufgefuͤhrten Konkursglaͤubigern. 


Artikel VII. 


Geſetzliche General- und Spezial⸗Hypotheken, welche nach dem 1. Ok⸗ 
tober 1854. erworben ſind, oder noch erworben werden, gewaͤhren in Anſehung 
des beweglichen Vermoͤgens weder ein Pfandrecht, noch ein Vorzugsrecht. 

Ein Pfandrecht an beweglichen Sachen findet von dem gedachten Tage 

(Nr. 5230.) 5 g an 
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an nur nach Maaßgabe der Beſtimmungen in den Hh. 32 — 34. der Konkurs⸗ 
Ordnung ſtatt. 


Das richterliche Pfandrecht auf Grund der Exekutionsvollſtreckung (pignus 
judiciale) iſt abgeſchafft. 


Artikel VIII. 


ee oder niedergelegte Waaren und Erzeugniſſe, ſofern die⸗ 
ſelben im Handelsverkehr befindlich ſind, ingleichen eingehende oder ausgehende, 
auf dem Transport befindliche Waaren, koͤnnen auch ohne koͤrperliche Uebergabe 
an den Glaͤubiger verpfaͤndet werden. 


Zu einer ſolchen Verpfaͤndung iſt jedoch erforderlich, daß fie ausdruͤck— 
lich und ſchriftlich geſchieht, und daß dabei zugleich Maaßregeln genommen wer⸗ 
den, aus welchen fuͤr jeden Dritten, ohne deſſen eigenes grobes Verſehen (lata 
culpa), die eingetretene Beſchraͤnkung des Verpfaͤnders in der freien Verfuͤgung 
uͤber die verpfaͤndete Sache erſichtlich iſt. 


Artikel IX. 


Bei der Vertheilung der Kaufgelder eines Grundſtuͤcks unter die Real⸗ 
glaͤubiger (Titel I. Abſchnitt 6. der Konkurs⸗Ordnung) treten die nachſtehenden 
Beſtimmungen ein: 


1) Die in das Hppothekenbuch nicht eingetragenen Realglaͤubiger werden 
nach Maaßgabe des Geſetzes zur Verbeſſerung des Unterpfandweſens 
vom 24. April 1854. H. 5. Nr. 1. 2. und der Konkurs-Ordnung $$. 46. 
bis 50. befriedigt. f 


2) Die im F. 51. der Konkurs-Ordnung aufgefuͤhrten Reallaſten erhalten 
ihre Befriedigung an dieſer Stelle auch dann, wenn dieſelben oder das 
Rechtsverhaͤltniß, aus welchem ſie entſpringen, in das Hypothekenbuch 
nicht eingetragen ſind. 


3) Bei Beſtimmung der Rangordnung der nicht zu den öffentlichen und ge- 
meinen Abgaben und Leiſtungen gehoͤrenden Reallaſten, ſowie der Hypo⸗ 
thekenforderungen ($$. 51. 53. 55. der Konkurs⸗Ordnung), kommen die 
Vorſchriften im H. 13. des Geſetzes vom 24. April 1854. zur An⸗ 
wendung. 


4) Zu den Hypothekenforderungen ($. 55.) gehören auch die in Folge des 
für das ehemalige Fuͤrſtenthum Hohenzollern-Sigmaringen ergangenen 
Abloͤſungsgeſetzes vom 6. September 1848. $. 2. zu entrichtenden Til⸗ 
gungsrenten, wenn dieſelben zur Eintragung in das Hypothekenbuch an⸗ 
gemeldet ſind. 


Iſt dieſe Anmeldung innerhalb der Praklufivfrift (. 7. des Geſetzes 
. vom 


se 
vom 24. April 1854.) erfolgt, ſo ſteht denſelben die Prioritaͤt zu, welche 


nach den bisherigen Geſetzen den durch das Geſetz vom 6. September 
1848. aufgehobenen Laſten und Abgaben gebuͤhren wuͤrde. j 
| * 


Die Prioritaͤt der faͤllig gewordenen Tilgungsrenten wird nach der 
folgenden Nr. 5. beurtheilt. 


5) In Anſehung der Berechnung und Berichtigung der laufenden Zinſen 
und Praͤſtationen, ſowie der Ruͤckſtaͤnde derſelben (§. 14. des Geſetzes 
vom 24. April 1854.), find fortan lediglich die Vorſchriften der Kon⸗ 
kurs⸗Ordnung maaßgebend. a 


Artikel X. 


Der Fuͤrſtlich Hohenzollernſchen Hofkammer kommt in Anſehung der 
Forderungen der Fuͤrſtlichen Familienguͤter das Vorrecht der Hofkammer der 
Königlichen Familienguͤter, H. 78. Nr. 1. der Konkurs⸗Ordnung, zu. 


Artikel XI. 


Die Friſt, binnen welcher die Forderungen der Kinder und der Pflege⸗ 
befohlenen des Gemeinſchuldners Behufs Erhaltung des Vorzugsrechts derſel⸗ 
ben gerichtlich geltend gemacht werden muͤſſen ($. 81. der Konkurs⸗Ordnung), 
wird erſt vom 1. Oktober 1860. an gerechnet, wenn der Zeitpunkt, mit welchem 
der Lauf der Friſt nach den Beſtimmungen der Konkurs-Ordnung beginnt, 

ſchon fruͤher eingetreten iſt. N 


Artikel XII. 


ww 

Die bisherigen gefeßlichen Beſtimmungen über die Vindikationsanſpruͤche 
und Vorzugsrechte der Ehefrau des Gemeinſchuldners im Konkurſe bleiben noch 
waͤhrend der Dauer eines Jahres, von dem 1. Oktober 1860. an gerechnet, in 
Kraft und in jedem Konkurs- oder Prioritaͤtsverfahren maaßgebend, welches 
innerhalb dieſes einjaͤhrigen Zeitraums eroͤffnet wird. 

Zugleich iſt die Ehefrau eines Handelsmannes, Schiffsrheders oder Fa⸗ 
brikbeſitzers bis zum Ablaufe des einjaͤhrigen Zeitraums berechtigt, wegen ihres 
vor dem 1. Oktober 1860. geſetzlich in die Verwaltung des Mannes gekomme⸗ 
nen Vermoͤgens von dem Manne beſondere Sicherheitsbeſtellung zu verlangen, 
oder daſſelbe nach ihrer Wahl zur eigenen Verwaltung zuruͤckzufordern. 


Artikel XIII. 


Die Wirkung des geſetzlichen Pfandrechts, welches der Ehefrau nach den 
Jahrgang 1860. (Nr. 5230.) 294 bis⸗ 
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bisherigen Vorſchriften in dem Vermoͤgen ihres Ehemannes zuſteht, iſt vom 
1. Oktober 1860. an dahin beſchraͤnkt, daß die Ehefrau nur die Befugniß hat, 
ihre Anſpruͤche wegen des geſetzlich in die Verwaltung des Mannes gekomme⸗ 
nen Vermoͤgens innerhalb eines Jahres nach dem Beginn der Verwaltung 
1 in das Hypothekenbuch uͤber die Grundſtuͤcke deſſelben eintragen 
zu laſſen. 


Erwirbt der Ehemann erſt nach dem Beginn ſeiner Verwaltung des 
Vermoͤgens der Ehefrau Grundſtuͤcke, ſo kann die Ehefrau noch binnen Jah⸗ 
resfriſt ſeit der Erwerbung der Grundſtuͤcke ihre Anſpruͤche in das Hypotheken⸗ 
buch derſelben eintragen laſſen. 

Hat jedoch die Ehefrau das geſetzliche Pfandrecht ſchon vor dem 1. Ok⸗ 
tober 1860. erworben, ſo kann ſie von demſelben noch waͤhrend der Dauer 
eines Jahres, von dem gedachten Tage an gerechnet, nach Maaßgabe der bis⸗ 
herigen Vorſchriften Gebrauch machen. 


Artikel XIV. 


Separationsrechte finden, vom 1. Oktober 1860. an, nur inſoweit ſtatt, 
als die Konkurs⸗Ordnung dieſelben zulaͤßt. 


Artikel XV. 


Das Recht des beſſeren Pfandglaͤubigers, dem Verkaufe des Pfandes 
auf Antrag eines Minderberechtigten zu widerſprechen, wird fuͤr den Fall des 
nothwendigen gerichtlichen Verkaufs aufgehoben. 


Artikel XVI. 


In Anſehung der zur Zeit der Konkurseroͤffnung beſtehenden Mieths⸗ 
und Pachtkontrakte des Gemeinſchuldners, ſowie der Vermiethungen und Ver⸗ 
pachtungen deſſelben, findet der F. 18. der Konkurs⸗Ordnung keine Mie g; 
9 0 5 0 8 es in dieſer Beziehung bei den Beſtimmungen der §. 19. 
und 20. a. a. O. 


Artikel XVII. 


Wenn bei einem Nachlaſſe mehrere Erben betheiligt find, fo ift die Er⸗ 
oͤffnung des gemeinen Konkurſes oder des erbſchaftlichen Liquidationsverfahrens 
nicht uͤber den ganzen Nachlaß, ſondern nur uͤber die den einzelnen Miterben 
zugefallenen Antheile zulaͤſſig, inſofern bei denſelben die geſetzlichen Ae 

niſſe 


| 
| 
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niſſe dazu vorhanden find (Konkurs⸗Ordnung H. 322. H. 323. Nr. 3. bis 5. 
HH. 324. 342. 357.) | 


Artikel XVIII. 


Zu den Fabrikbeſitzern ſind nicht zu rechnen: Gutsbeſitzer, welche ein 
nee oder Fabrikgeſchaͤft nur als landwirthſchaftliches Nebengewerbe 
etreiben. 


Artikel XIX. 
Die Rechtswohlthat der Guͤterabtretung findet in der Folge nicht ſtatt. 


Artikel XX. 


Die gerichtlichen Koſten im Konkurſe und erbſchaftlichen Liquidations⸗ 
verfahren, ſowie im Prioritaͤtsverfahren in der Exekutionsinſtanz, im Verfah⸗ 
ren uͤber die gerichtliche Zahlungsſtundung und die Bewilligung der Kompetenz 
find in den Fallen, in welchen die Konkürs⸗Ordnung zur Anwendung kommt, 
nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 15. März 1858. (Geſetz-Sammlung 
S. 69.) anzuſetzen und zu erheben. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 31. Mai 1860. 

(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fuͤrſt zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 


Simons, v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 
v. Bethmann-Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. 


(Nr. 5230 —5231.) i (Nr. 5231.) 
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(Nr. 5231.) Geſetz, betreffend die Aufhebung verſchiedener Beſtimmungen uͤber den Verkehr 5 
mit Staats⸗ und anderen Papieren, ſowie über die Eröffnung von Ak⸗ 
tienzeichnungen fuͤr Eiſenbahn-Unternehmungen. Vom 1. Juni 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 

Regent, | 

verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuser des Landtages der Monarchie, 
15 was folgt: 

5 Die Verordnung vom 19. Januar 1836., betreffend den Verkehr mit 

5 Spaniſchen und ſonſtigen, auf jeden Inhaber lautenden Staats⸗ oder 

191541 Schuldpapieren (Geſetz-Sammlung fuͤr 1836. S. 9. 

is 11.), | 

die Verordnung vom 13. Mai 1840., betreffend den Verkehr mit aus: 


1 Papieren (Geſetz⸗ Sammlung fuͤr 1840. S. 123. und 
124.) , und 


die Verordnung vom 24. Mai 1844., betreffend die Eroͤffnung von 

Aktienzeichnungen fuͤr Eiſenbahn⸗ Unternehmungen und den Verkehr 

. mit den dafuͤr ausgegebenen Papieren (Geſetz-Sammlung für 1844. 
5 S. 117. und 118.), 


werden aufgehoben. 


8 Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
er tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 1. Suni 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Fuͤrſt Ci Hohenzollern— i v. Auerswald. v. d. Heydt. 
Simons. v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. | 
v. Bethmann-Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. 
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Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 
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